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Aufnahme einer Kraftloserklärung 
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Vollzug der ASP-Jagdverordnung zur Erlegung von Schwarzwild unter Verwendung von 

Nachtsichtvorsätzen und Nachtsichtaufsätzen  

Die Untere Jagdbehörde des Kreises Warendorf, erlässt als zuständige Behörde aufgrund § 19 

Absatz 2 Satz 1 des Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen (LJG-NRW) folgende  

 

Allgemeinverfügung: 

 

I. Erlegung von Schwarzwild unter Verwendung von Nachtsichtvorsätzen und 

Nachtsichtaufsätzen  

Zur Erlegung von Schwarzwild wird gem. § 19 Absatz 2 Satz 1 des LJG-NRW eine Aus-

nahme vom Verbot der Verwendung von Nachtsichtvorsätzen und Nachtsichtaufsätzen 

für Zielfernrohre, die einen Bildwandler besitzen, nach 19 Abs. 1 Nr. 5a) Bundesjagdge-

setz (BJagdG) für das Gebiet des Kreises Warendorf zugelassen.  

 

II. Nebenbestimmungen  

1. Die Ausnahme vom jagdrechtlichen Verbot der Verwendung von Nachtsichtvor-

sätzen und Nachtsichtaufsätzen für Zielfernrohre, die einen Bildwandler besitzen, 

nach § 19 Absatz 2 Satz 1 des LJG-NRW zur Erlegung von Schwarzwild erfolgt 

bis auf Widerruf.  

2. Bei der Verwendung von Nachtsichtvorsätzen und Nachtsichtaufsätzen bleiben 

die waffenrechtlichen Vorschriften unberührt.  

3. Die Geräte dürfen - anders als bei Sportoptiken - in Verbindung mit Schusswaffen 

über keine integrierten Vorrichtungen zum Beleuchten oder Anstrahlen des Ziels 

wie z. B. Infrarot-Aufheller, Lampen etc. verfügen.  

 

III. Bekanntgabe  

Diese Allgemeinverfügung gilt aufgrund § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz 

Nordrhein-Westfalen am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung als bekannt gege-

ben. Sie wird mit diesem Zeitpunkt wirksam.  

 

IV. Begründung  

Aufgrund § 19 Absatz 1 Nr. 5a) BJagdG ist es verboten, u. a. Vorrichtungen zum Anstrah-

len oder Beleuchten des Zieles, Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine elektro-

nische Verstärkung besitzen und für Schusswaffen bestimmt sind, beim Erlegen von Wild 

aller Art zu verwenden oder zu nutzen. Von diesem Verbot kann die Untere Jagdbehörde 

nach § 19 Abs. 2 Satz 1 LJG-NRW Ausnahmen zulassen. Gemäß § 2 ASP-Jagdverord-

nung (ASP-JVO NRW) ist die Verwendung von künstlichen Lichtquellen sowie von 

Nachtsichtaufsätzen und Nachtsichtvorsätzen (Dual-Use-Geräte) für Zielfernrohre, die 

eine elektronische Verstärkung besitzen, für die Bejagung von Wildschweinen für alle Jä-

gerinnen und Jäger bereits zulässig.  Nun soll auf Widerruf die Zulassung der Wärmebild-

technik bei der Jagd auf Schwarzwild erfolgen. 

 

Nach § 19 Absatz 2 Satz 1 LJG-NRW kann die Untere Jagdbehörde (die Kreisordnungs-

behörde, § 46 Absatz 2 LJG-NRW) in Einzelfällen u. a. die Verbote des § 19 Abs. 1 

BJagdG im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit, im Interesse 

der Sicherheit der Luftfahrt, zur Abwendung erheblicher Wildschäden, zum Schutz der 

Pflanzen- und Tierwelt sowie zu Forschungs- und Versuchszwecken zeitweise einschrän-

ken. 
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Die Voraussetzungen der vorgenannten Rechtsgrundlagen sind gegeben. Mit der Ertei-

lung der Allgemeinverfügung geht gleichzeitig eine zeitweise Einschränkung des Verbots 

in § 19 Absatz 1 Nr. 5a BJagdG einher, was wiederum insbesondere im Interesse der 

öffentlichen Sicherheit und zum Schutz der Tierwelt (Wild- und Hausschweine) geschieht. 

Bei der ASP handelt es sich um eine hochansteckende Tierseuche, die mit erheblichen 

Leiden für die infizierten Schweine verbunden ist und in der Regel tödlich verläuft. Darüber 

hinaus drohen für Nordrhein-Westfalen, vor allem den hier ansässigen schweinehalten-

den, -schlachtenden und -verarbeitenden Betrieben, im Falle des Ausbruchs der ASP er-

hebliche Beschränkungen, die zu massiven wirtschaftlichen Schäden führen. Die behörd-

liche Beauftragung bzw. die zeitweise Einschränkung verfolgt die Ziele, dieses im Inte-

resse der öffentlichen Sicherheit abzuwehren. Die öffentliche Sicherheit umfasst neben 

der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung auch die der subjektiven Rechte und Rechtsgüter 

des Einzelnen sowie der Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates oder sonstiger 

Träger von Hoheitsgewalt.  

 

Die zeitweise Einschränkung des Verbots ist geeignet, um die Bejagung von Schwarzwild 

zu fördern und zu optimieren. Weiterhin ist sie erforderlich. Mildere, gleich wirksame Mittel 

zur Bekämpfung der ASP sind nicht ersichtlich. Schließlich ist die Einschränkung auch 

angemessen. Die damit einhergehenden Nachteile bzw. die Gefahren, die aus der Nut-

zung grundsätzlich verbotener Waffen resultieren können, wiegen nicht schwerer als die 

Ziele, die mit ihr verfolgt werden. Denn die Einschränkung dient der Tierseuchenbekämp-

fung und damit letztendlich der Tiergesundheit sowie der Verhinderung wirtschaftlicher 

Schäden. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung  

 

Sie können gegen diese Verfügung innerhalb eines Monats, nachdem diese bekannt ge-

geben wurde (siehe Ziffer III der Verfügung), beim Verwaltungsgericht Münster (Piusallee 

38 in 48147 Münster) Klage erheben.  

 

 

Warendorf, 03.07.2025 

 

Der Landrat 

Im Auftrag 

 

 

 

gez. 

Petra Schreier 

Ltd. Kreisrechtsdirektorin 
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Allgemeinverfügung zur Untersagung von Wasserentnahmen 
aus oberirdischen Gewässern auf dem Gebiet des Kreises Wa-

rendorf 
 

  
 
Der Landrat des Kreises Warendorf als Untere Wasserbehörde erlässt auf der Grundlage 
des § 100 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. 93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Landeswas-
sergesetz (LWG NRW) i.V.m. § 25 WHG i.V.m. § 20 LWG NRW i.V.m. § 26 WHG i.V.m.  
§ 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (VwVfG NRW), je-
weils in der derzeit gültigen Fassung, folgende   
 
 
 

Allgemeinverfügung: 
 
  
1. Der erlaubnisfreie Gemein-, Eigentümer- und Anliegergebrauch oberirdischer Gewäs-

ser im Kreis Warendorf mit Ausnahme der Ems wird wie folgt beschränkt:   

Die Entnahme von Wasser mittels mechanischer oder elektrischer Pump- und/oder 
Saugvorrichtungen oder fahrbarer Behältnisse aus oberirdischen Gewässern im ge-
samten Gebiet des Kreises Warendorf wird untersagt. Ausgenommen sind das Trän-
ken von Vieh und das Schöpfen mit Handgefäßen.  

 
2. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet.   
 
3. Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW öffentlich be-

kannt gemacht und gilt am auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgege-
ben. 

Die Allgemeinverfügung tritt mit Ablauf des 31.12.2025 außer Kraft. Davon unberührt 
bleibt die Möglichkeit der Aufhebung und Änderung dieser Verfügung vor dem 
31.12.2025. 

 
  
Begründung:  
 
Aufgrund der anhaltenden Bodentrockenheit haben sich in den oberirdischen Gewässern 
auf dem Gebiet des Kreises Warendorf niedrige Wasserstände eingestellt. Das für Fische, 
Kleinstlebewesen und Pflanzen lebensnotwendige Wasserdargebot (Wassermenge, 
Wassertiefe, Wasserqualität) ist daher nicht mehr flächendeckend gewährleistet und es 
besteht die Gefahr, dass die Gewässerbiozönose nachhaltig gestört wird. Die Entnahme 
von Wasser aus oberirdischen Gewässern mittels mechanischer oder elektrischer Pum-
pen- und/oder Saugvorrichtungen oder fahrbarer Behältnisse verstärkt die Gefahr erheb-
lich und eine erhebliche Beeinträchtigung ist zu besorgen. 
 
Anfallender Niederschlag wird überwiegend direkt von der Vegetation aufgenommen und 
es kommt weder zu einer bedeutenden Abflussbildung, noch zu einer Grundwasserneu-
bildung. 
 
Es ist daher zu erwarten, dass die Pegelstände der oberirdischen Gewässer weiter niedrig 
bleiben bzw. weiter sinken werden, obgleich lokal noch eine ausreichende Wasserführung 
beobachtbar ist. Eine signifikante Änderung des hydrologischen Szenarios ist derzeit nicht 
absehbar. Die geringen Abflussmengen gefährden den Wasserhaushalt in Menge und 
Güte sowie die Pflanzen- und Tiergemeinschaften in den oberirdischen Gewässern. Bei 
anhaltenden niedrigen Wasserständen oder einem weiteren Absinken der Wasserstände 
ist eine weitere Verschlechterung der ökologischen und chemischen Gewässerzustände 
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und somit eine nachhaltige Schädigung der Gewässerökosysteme zu besorgen. Die für 
die Zielerreichung des § 6 Abs. 1 WHG und der §§ 27 bis 31 WHG erforderliche Abfluss-
menge ist gefährdet. Die Entnahme von Wasser aus oberirdischen Gewässern auf dem 
Gebiet des Kreises Warendorf verstärkt diese Gefahr zusätzlich. 
 
Ermächtigungsgrundlage für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sind §§ 100 Abs. 1 S. 
1, 2 WHG i.V.m. § 93 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LWG NRW i.V.m. § 25 WHG i.V.m. § 20 LWG 
NRW i.V.m. § 26 WHG i.V.m. § 21 LWG NRW i.V.m. § 35 S. 2 VwVfG NRW. Zuständige 
Behörde für das Erlassen einer Allgemeinverfügung für das Gewässer Ems im Kreis Wa-
rendorf ist die Bezirksregierung Münster.   
  
Gemäß § 100 Abs. 1 WHG ist es Aufgabe der Gewässeraufsicht, Gewässer sowie die 
Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen zu überwachen, die nach oder auf 
Grund von Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes, nach auf dem Wasserhaushalts-
gesetz gestützten Rechtsverordnungen oder nach landesrechtlichen Vorschriften beste-
hen. Sie ordnet nach pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen an, die im Einzelfall 
notwendig sind, um Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu be-
seitigen (§ 100 Abs. 1 S. 2 WHG).  
 
Das zuständige Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen hat mit Datum vom 10.05.2023 einen Erlass zum Thema “Allgemein-
verfügung zur Untersagung von Entnahmen aus Oberflächengewässern durch die Be-
zirksregierungen und unteren Wasserbehörden“ veröffentlicht. Darin wird der Regelungs-
gegenstand der Allgemeinverfügung sowie Anlass, Begründung, Umfang und Dauer so-
wie die Abgrenzung zur ordnungsbehördlichen Verordnung klargestellt. Ausgehend von 
der Unterschreitung des im Erlass genannten Vorsorgewertes MNQ (mittlerer Niedrigwas-
serabfluss) am Referenzpegel für den Kreis an der Ems in Einen erfolgte eine fachliche 
Einschätzung des Kreises als Untere Wasserbehörde, die auf dem hydrologischen Zu-
sammenhang zwischen Wasserführung, Nutzung und Abfluss der betroffenen Gewässer-
systeme basiert. Als Ergebnis ist festzuhalten, dass eine absehbare Unterschreitung des 
Vorsorgewertes MNQ über einen längeren Zeitraum zu erwarten ist und damit diese All-
gemeinverfügung rechtfertigt. 
 
Die Zuständigkeit der Unteren Wasserbehörde ergibt sich aus § 100 Abs.1 S. 2 WHG vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I Seite 2585), §§ 93 Abs. 1, 114 Abs. 3, 115 und 117 Abs. 2 LWG 
NRW vom 08.07.2016 (GV NW S. 618) in Verbindung mit der Zuständigkeitsverordnung 
Umweltschutz (ZustVU) vom 03.02.2015 (GV NW Seite 268) in der jeweils gültigen Fas-
sung. 
 
Aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Ordnung des Wasserhaus-
halts und des Schutzes der Natur ist eine Beschränkung des Gemeingebrauchs erforder-
lich. Die angeordnete Untersagung des Gemeingebrauchs, des Eigentümer- und Anlie-
gergebrauchs ist geeignet, die oberirdischen Gewässer vor weiteren Störungen durch 
eine Verringerung der Wasserführung zu schützen und eine Verschlechterung der durch 
die langanhaltende Trockenheit kritischen Gewässerzustände zu vermeiden und damit 
die Tier- und Pflanzenwelt in den Gewässern vor Schaden zu bewahren. Die Untersagung 
bezweckt ferner, vorsorglich die Lebensgrundlage Wasser sowie wasserökologische Be-
lange zu schützen und zu erhalten. Sie ist ein geeignetes Mittel zur Absicherung der öko-
logischen, wassermengen- und wassergütewirtschaftlichen Anforderungen. Das wirt-
schaftliche oder persönliche Interesse der Anlieger, Hinterlieger und anderer Gewäs-
sernutzer an einer, im Rahmen der Gesetze zulässigen, unbeschränkten Gewässerbe-
nutzung, haben in diesem Fall hinter dem öffentlichen Interesse an der ökologischen 
Funktionsfähigkeit der Gewässer und dem Schutz der Natur zurückzustehen. Ein milde-
res Mittel zur Erreichung des angestrebten Gewässerschutzes ist nicht ersichtlich. Die 
angeordnete Maßnahme steht in einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Er-
folg.   
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Zu 1:   

Die zuständige Behörde kann den erlaubnisfreien Gemeingebrauch oberirdischer Gewäs-
ser gem. § 25 WHG i.V.m. § 19 Abs. 1 S. 1 LWG NRW nach § 20 LWG NRW an oberir-
dischen Gewässern regeln, beschränken oder verbieten, um zu verhindern, dass andere 
beeinträchtigt, schädliche Gewässerveränderungen zu besorgen sind oder die Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt wird.  
 
Ferner kann die zuständige Behörde den erlaubnisfreien Eigentümer- und Anliegerge-
brauch oberirdischer Gewässer gem. § 26 WHG nach § 21 LWG NRW durch Verwal-
tungsakt regeln und beschränken, um zu verhindern, dass andere beeinträchtigt werden, 
schädliche Gewässerveränderungen zu besorgen sind oder die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt wird.  
 
Vorliegend sind die wasserrechtlichen Voraussetzungen für die Entnahme von Wasser 
mittels mechanischer oder elektrischer Pumpvorrichtungen oder fahrbarer Behältnisse 
aus oberirdischen Gewässern im Rahmen des erlaubnisfreien Gemein-, Eigentümer- und 
Anliegergebrauchs nicht mehr gegeben.  
 
 
Zu 2:  

Eine Klage gegen die Nr. 1 und Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung hat durch die Anordnung 
der sofortigen Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
keine aufschiebende Wirkung. Das bedeutet, dass selbst bei fristgerechter Einreichung 
der Klage die unter Nr. 1 und Nr. 2 genannten Forderungen befolgt werden müssen.   
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt aufgrund der weiteren Wetterprognosen 
im öffentlichen Interesse im Sinne des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO. Es ist nicht vertretbar, 
dass durch die Einlegung von Rechtsmitteln bestehende Wasserentnahmen fortgesetzt 
werden können und dadurch die Gewässersituation weiter verschlechtert wird. Durch wei-
tere Entnahmen wäre die Aufrechterhaltung der notwendigen Abflussmenge zur Sicher-
stellung der Mindestwasserführung zusätzlich erschwert.   
 
  
Zu 3:  

Nach § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW gilt die Allgemeinverfügung ab dem Tag nach der 
öffentlichen Bekanntmachung als bekanntgegeben.   
 
Die Verfügung wird zunächst bis zum 31.12.2025 befristet. Aufgrund der dann beendeten 
Vegetationsperiode, einer geringeren Verdunstungsrate infolge niedrigerer Temperaturen 
und im Normalfall erhöhter Niederschläge im Winter, werden die Gewässer im Kreis Wa-
rendorf voraussichtlich ausreichend Wasser führen. Sollte sich an der Wetterlage bis da-
hin nichts geändert haben, ist vorgesehen, die Befristung zu verlängern.  
   
 

Bekanntmachung: 
 

Gemäß § 43 S. 1 VwVfG wird ein Verwaltungsakt gegenüber demjenigen, für den er be-
stimmt ist oder der von ihm betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, indem er ihm be-
kannt gegeben wird. Gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 VwVfG gilt ein Verwaltungsakt zwei Wochen 
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfü-
gung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung 
folgende Tag bestimmt werden. Aufgrund der Dringlichkeit der Entscheidung wird be-
stimmt, dass die Allgemeinverfügung am Tag nach der Bekanntmachung als bekannt ge-
geben gilt und wirksam wird. Die Einhaltung einer Frist von zwei Wochen würde dem 
Zweck zuwiderlaufen, einen effektiven Schutz der Gewässerökosysteme zu gewährleis-
ten. Die Anordnung der Wirksamkeit der Allgemeinverfügung am Tag nach der Bekannt-
gabe ist daher geeignet, erforderlich und auch in Abwägung mit betroffenen privaten In-
teressen angemessen. 
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Darüber hinaus kann die Allgemeinverfügung auch digital unter www.kreis-warendorf.de 
eingesehen werden. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann Klage vor dem Verwaltungsgericht Münster erho-
ben werden. Die Klage ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungs-
gericht Münster, Piusallee 38 in 48147 Münster zu erheben.   
 
Hinweis: Die Klage kann durch die Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Weitere Informationen erhalten 
Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
 

Hinweise: 
 
Die Einhaltung der Untersagung der Wasserentnahme wird überwacht. Auf die Bußgeld-
vorschrift des § 103 Abs. 1 Nr. 1 WHG wird hingewiesen. Eine Zuwiderhandlung gegen 
diese Allgemeinverfügung kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,- € geahndet werden.   
 
  
 
Warendorf, den 09.07.2025  
 
  
 
Kreis Warendorf  
Der Landrat  
-Untere Wasserbehörde-  
Im Auftrag  
 
  
 
gez.  
André Hackelbusch 
Ltd. Kreisbaudirektor 

567

http://www.kreis-warendorf.de/
ReckerNils
Hackelbusch



 

 

 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

 

 

Der Kreis Warendorf hat in dem Verwaltungsverfahren, Denisa Beganovic, zuletzt 

wohnhaft ofW in 99999 ofW, mit Schreiben vom 08.07.2025 unter dem Aktenzeichen 

3500/1336824 eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen. 

 

Da der derzeitige Aufenthaltsort der oben genannten Person nicht bekannt ist, wird das 

Schreiben durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt (§ 1 in Verbindung mit § 10 

Abs. 2 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen). Es wird 

darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt werden können, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

 

Es gilt an dem Tage als zugestellt, an dem seit dem Tage des Aushangs zwei Wochen 

verstrichen sind. 

 

Das Schreiben kann im Jobcenter Kreis Warendorf, Anlaufstelle Warendorf, Zimmer 

2.13, Waldenburger Straße 12, 48231 Warendorf, während der allgemeinen Dienstzeit 

eingesehen werden. 

 

 

Kreis Warendorf 

Der Landrat 
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Benachrichtigung

eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen.

Da der derzeitige Aufenthalt der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das Schreiben
gem. §1 i. V. m. §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen hiermit
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag
der Bekanntmachung
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen
können.

Das Schreiben kann im Kreishaus Warendorf, Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und
Straßenverkehr, Zimmer B1.32 Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf, während der allgemeinen
Dienstzeit eingesehen werden.

Warendorf, 03.07.2025

Kreis Warendorf
Der Landrat
Im Auftrag

Das Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und Straßenverkehr des Kreises Warendorf
hat für

Herrn   Saeed Qasm Ismael

letzte bekannte Anschrift: Alte Straße 48  32457 Porta Westfalica
mit Schreiben vom:  24.06.2025
Aktenzeichen:   410150031953
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Benachrichtigung

eine rechtsmittelfähige Entscheidung getroffen.

Da der derzeitige Aufenthalt der vorgenannten Person nicht bekannt ist, wird das Schreiben
gem. §1 i. V. m. §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen hiermit
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. Das Dokument gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag
der Bekanntmachung
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen
können.

Das Schreiben kann im Kreishaus Warendorf, Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und
Straßenverkehr, Zimmer B1.32 Waldenburger Str. 2, 48231 Warendorf, während der allgemeinen
Dienstzeit eingesehen werden.

Warendorf, 07.07.2025

Kreis Warendorf
Der Landrat
Im Auftrag

Das Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und Straßenverkehr des Kreises Warendorf
hat für

Frau  Sarah Ayiz

letzte bekannte Anschrift: Wetterweg 53  59229 Ahlen
mit Schreiben vom:  13.06.2025
Aktenzeichen:   410150047138
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